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Postmarkt 2011. Rechtliche und wirtschaftliche Auswirkungen des Postmarktgesetzes in Österreich.

Monopolisiert, liberalisiert 
und wohl behütet

Wird die Liberalisierung eine 
Erfolgsstory wie im Telekom-

Sektor? Oder bedeutet Liberalisie­
rung diesmal etwas anderes? Und 
was wird wirklich neu am Postmarkt 
Österreich? 

Konzessions- und Anzeigepflicht.
Es soll ein für jedermann offener Wett­
bewerbsmarkt mit einem System aus 
Konzessions- und Anzeigepflicht ent­
stehen. Künftige gewerbliche Anbie­
ter der Beförderung von Briefsendun­
gen bis 50g für Dritte benötigen eine 
Konzession und haben die Arbeits­
bedingungen und Entlohnung gemäß 
dem jeweils geltenden Kollektivver­
trag einzuhalten. Automatisch als 
Konzessionär gilt der Erbringer des 
Universaldienstes (siehe unten), also 
die per Gesetz für mindestens 5 Jah­
re beauftragte Post AG. Ausdrücklich 
konzessionsfrei sind grenzüberschrei­
tende abgehende Sendungen, Kurier­
dienste und Direktwerbung; die Er­
bringung von Postdiensten ist grund­
sätzlich anzeigepflichtig. 

Grundversorgungs-Verpflichtung.
1650 Post-Geschäftsstellen (ca 150 
mehr als bisher) sollen die flächen­
deckende Versorgung garantieren, 

es gilt je nach Lage eine Distanz von 
2.000 m bis 10.000 m als ausreichen­
des Angebot. Maximal 10% davon 
dürfen weniger als die vorgeschrie­
benen Öffnungszeiten oder  Dienst­
leistungsangebote erbringen. Ein 
Schließen ohne Ersatzlösung ist un­
zulässig, das Schließungsverfahren 
wird von der Regulierungsbehörde 
überwacht, sie kann Schließungs­
anträge untersagen.

Universaldienst.
Als Universaldienst wird die flächen­
deckende Erbringung eines Min­
destangebotes zu erschwinglichen 
Preisen definiert. Er umfasst Abho­
lung, Sortierung, Transport und Zu­
stellung von Postsendungen bis 2kg 
sowie von Paketen bis 10kg, außer­
dem Dienste für Einschreib- und 
Wertsendungen. Sendungen, die im 
Universaldienst erbracht werden, 
unterliegen nicht der Mehrwertsteu­
erpflicht. Mit der Erbringung des 
Universaldienstes ist ex lege die Post 
AG für vorerst 5 Jahre betraut, da­
nach kann im Rahmen einer Evalu­
ierung durch die Regulierungsbe­
hörde über die weitere Beauftragung 
oder Ausschreibung entschieden 
werden. Die anfallenden Kosten sind 
zu ermitteln und im Rahmen eines 
Verfahrens vor der Regulierungsbe­
hörde aus den Mitteln des Univer­
saldienstfonds auszugleichen. 

Zum Fonds haben alle konzessio­
nierten Erbringer von Postdiensten 
mit einem Jahresumsatz von über 1 
Million Euro gemäß ihrem Marktanteil 
beizutragen. Die Post AG als Univer­
saldienstbetreiber vertritt die Repu­
blik beim Weltpostverein (und setzt 
damit weiterhin die Regeln) und ist 
allein zur Herausgabe von Briefmar­
ken mit dem Zusatz „Österreich“ bzw 
„Republik Österreich“ berechtigt.

Regulierungsbehörden.
Für die diversen Verfahren und Auf­
sichtserfordernisse wird nach dem 
Muster des Telekom-Sektors ein Sys­
tem von Regulierungsbehörden (Auf­
sichtsbehörde beim BMVIT, Post-
Control-Kommission und Rundfunk- 
und Telekom-Regulierungs-GmbH) 
eingerichtet. Diesen sind zB Aufgaben 
betreffend Universaldienst, Post-Ge­
schäftsstellen (hierfür mit einem ei­
genen Beirat) und Ausgleichsfonds 
zugewiesen, außerdem die Kontrolle 

der Geschäftsbedingungen für den 
Universaldienst und die übrigen Dien­
ste sowie die Erteilung von Konzes­
sionen. 

Zugang zur Infrastruktur 
und zu Adressdaten.
Der Universaldiensterbringer hat 
den Zugang zur Infrastruktur (Haus­
brieffachanlagen oder Landabgabe­
kästen) ist bis Ende 2012 durch Aus­
tausch der Anlagen zu ermöglichen. 
Dies betrifft etwa 40% aller Anlagen. 
Die Adressdaten für Nachsendungen 
oder Rücksendungen sind ebenso 
wie die Postleitzahlen anderen An­
bietern zugänglich zu machen. 

Zeitungszustellung. 
Das PMG gilt nicht für die Zustellung 
von Zeitungen durch Medieninhaber 
oder Unternehmen im Eigentum 
von Medieninhabern, somit sind 
Gemeinschaftsunternehmen vom 
Postdienst ausgeschlossen, was auch 
bereits zum Austritt von >redmail 
(als Joint Venture von TNT und Sty­
ria) aus dem Markt für die Zustellung 
von adressierten und nichtadressier­
ten Sendungen geführt hat. Hier 
werden wohl die Höchstgerichte 
das letzte Wort haben. 

Viele offene Fragen
Gänzlich außer Acht bleibt im Gesetz 
das Thema der „Digitalen Substitution“: 
immer mehr Sendungen werden auf 
elektronischem Weg möglichst nahe 
an den Zustellpunkt gebracht, dort 
ausgedruckt, kuvertiert und verteilt. 
Umgekehrt liest die Post Dokumente 

ein und stellt sie elektronisch dem 
Empfänger zur weiteren Bearbeitung 
zu. Hier hätte sie aufgrund der gera­
dezu jahrhundertelangen Erfahrung 
als verlässlicher Dienstleister einen 
enormen Startvorteil (Sicherheit, 
Schutz der Daten etc).

Der staatliche Eingriff in die Ges­
tion eines börsenotierten Unterneh­
mens bezüglich der Zahl der Ver­
triebsstellen ist zwar aus der politi­
schen Logik verständlich, unter dem 
Titel „unternehmerische Gestaltungs­
freiheit“ ist er jedoch ebenso wenig 
einzuordnen wie die Verpflichtung, 
sich gehaltsmäßig am jeweiligen Kol­
lektivvertrag zu orientieren. Dies be­
gründet die bereits öffentlich gewor­
denen Überlegungen der Post AG, 
die Zustellung zumindest des Mas­
sensendungsvolumens an die Toch­
terfirma Feibra auszulagern.

Ein besonderes Wettbewerbs­
hemmnis ist aber die im PMG vorge­
sehene Frist bis Ende 2012 zur Um­
stellung der Hausbrieffachanlagen, 
de facto werden damit potenzielle 

Wettbewerber vom Markt ferngehal­
ten, da sie zu rund 40% der Adressa­
ten keinen Zugang finden. 

Zu guter Letzt ist auch noch die 
Frage zu diskutieren, welche Rechte 
der Adressat in Hinkunft hat: kann 
er, wie bei elektronischen Informa­
tionen eine Auswahl treffen, welche 
Werbung / Information ihm zugestellt 
werden darf und welche nicht? Gilt 
das „Abwehrpickerl“ gegen Werbe­
sendungen künftig nur für die Post 
oder für alle Betreiber?

Als Resümee ist hinzuzufügen, dass 
Liberalisierung im vorliegenden Fall 
nicht als Befreiung vom Monopol zu 
verstehen ist sondern eher als Befrei­
ung vom Wettbewerb.
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Mit der Umsetzung der EU-Richtlinie durch das Ende 2009 beschlossene Postmarktgesetz werden 
die Karten neu gemischt: ab 2011 ist der österreichische Postmarkt liberalisiert und dem Wettbewerb 
geöffnet. Neue Herausforderungen und neue Chancen bestimmen den künftigen Markt. 

Lex
Förderung von Öko-LKW für 
KMU bis zu 100.000,- Euro

Das erp-Kleinkredit-Programm wird auf 
umweltfreundliche LKWs und Anhänger 
mit einer Gesamtmasse von mehr als 3,5 
Tonnen ausgeweitet. Damit können nun 
auch Kleinunternehmen, die ihren Fuhrpark 
auf umweltfreundliche LKW umstellen, 
gefördert werden. Der Start des Programms 
wird in rund drei Wochen nach Vorliegen 
aller formalen Beschlüsse erfolgen. Die 
neuen Transportfahrzeuge müssen der 
EEV-Norm entsprechen, also sehr strenge 
Kohlenwasserstoff- und Feinstaubwerte 
einhalten. Die Anschaffung wird mit erp-
Kleinkrediten bis zu 100.000 Euro und 
einem Zinssatz von 0,5 Prozent in der til-
gungsfreien Zeit und 1,5 Prozent in der 
Tilgungszeit erleichtert. „Mit dieser neuen 
Maßnahme setzen wir Impulse für einen 
sauberen und umweltfreundlichen Schwer-
verkehr, für den heimischen Fahrzeughan-
del und für kleine und kleinste Unterneh-
men“, sagen die aws-Geschäftsführer 
Johann Moser und Bernhard Sagmeister.

Antragsberechtigt sind Kleinbetriebe 
aller Branchen mit bis zu 50 Mitarbeitern 
und maximal zehn Millionen Euro Umsatz 
oder Bilanzsumme. Unternehmen können 
für die Besicherung ihres Kredits eine aws-
Haftung in Anspruch nehmen. Die Aktion 
ist bis Ende 2010 befristet.

� www.awsg.at


